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			Macris Ansehen sinkt

			Bittgang zum IWF hat politischen Preis
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			Mauricio Macri beim Amerika-Gipfel in Lima. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/mc) - Präsident Mauricio Macri zahlt für seinen Gang zum Internationalen Währungsfonds (IWF) einen hohen politischen Preis: Das Ansehen des Staatschefs und seiner Regierung in der Bevölkerung sinkt. Dies zeigen Erhebungen mehrerer Meinungsforscher, die in den vergangenen Tagen durchgeführt wurden.

			Laut „Synopsis Consultores“ haben 60 Prozent der Befragten kein Vertrauen mehr in die Regierung, die wirtschaftlichen Probleme des Landes zu lösen. Nur noch 37,8 Prozent trauen ihr zu, die Krise zu meistern. 55,2 Prozent sind gegen die Hilfe durch den IWF, nur 31,4 Prozent dafür.

			„Taquion“ gibt an, dass 64,5 Prozent momentan ein schlechtes Bild von Präsident und Regierung haben. Lediglich 33,8 Prozent geben an, eine positive Gesamtmeinung zur Staatsführung zu haben. Für den IWF-Kredit sprechen sich nur 21,7 Prozent aus, dagegen sind 62,9 Prozent. Andere Meinungsforscher wie „D’Alessio-Irol/Berensztein“ oder „Gustavo Córdoba & Asociados“ kommen zu ähnlich bedenklichen Ergebnissen für die Regierung.

			Die IWF-Entscheidung der Regierung hat traumatische Erinnerungen an die Staatspleite 2001 geweckt, in deren Vorfeld sich Argentinien ebenfalls beim Währungsfonds verschuldet hatte. Millionen Sparer verloren damals große Teile ihres Vermögens. Doch sie sind nicht der einzige Grund für die aktuell miesen Zustimmungswerte für Macri und seine Regierungsmannschaft. 

			Der Abwärtstrend begann bereits im Dezember des vorigen Jahres, als die Regierung empfindliche Rentenkürzungen auf den Weg brachte.

			Auch fällt es Macri nach zweieinhalb Jahren in der Regierungsverantwortung zusehends schwerer, alle Schuld für gegenwärtige Missstände seiner Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner in die Schuhe zu schieben. So glauben nach der Erhebung von „Synopsis“ immerhin 45,2 Prozent der Bevölkerung, dass Macri mittlerweile mehr Verantwortung für die aktuelle Finanzkrise trage als Cristina. Letzterer gaben 42,6 Prozent die Schuld. 

			Noch ungünstiger für die amtierende Administration fällt die Erhebung von „D’Alessio Irol/Berensztein“ aus. Hier machen 50 Prozent Macri für die Krise verantwortlich und nur noch 39 Prozent Kirchner.
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			Parlament will Gebühren begrenzen

			Abstimmungserfolg der Opposition in Deputiertenkammer
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			Die Deputiertenkammer war Ort einer hitzigen Debatte. (Foto: minfinanzas.gob.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) - Teilerfolg für die Opposition: Mit 133 zu 94 Stimmen bei drei Enthaltungen setzte sie vor wenigen Tagen in der Deputiertenkammer das Gesetz zur Begrenzung der Gebührenerhöhungen für Strom, Wasser und Gas durch. Nun muss der Senat zustimmen. Ob das Projekt jedoch tatsächlich in Kraft treten kann, ist sehr fraglich. Präsident Mauricio Macri hat bereits angekündigt, sein Veto einzulegen.

			Das angestrebte Gesetz sieht vor, die zuletzt stark angehobenen Gebühren auf den Stand von November 2017 zurückzudrehen. Zudem dürfen in Zukunft die Preise für Strom, Wasser und Gas nicht stärker steigen als die durchschnittlichen Lohnerhöhungen. Zur Orientierung soll der Koeffizient für Lohnschwankungen herangezogen werden.

			Der Abstimmung vorausgegangen war eine leidenschaftliche Debatte, an der sich 40 Redner beteiligten. Für das Regierungslager sprach Luciano Laspina, der darauf hinwies, dass die bisherige Praxis der Subventionen für die erwähnten staatlichen Serviceleistungen aus dem Ruder gelaufen seien: „Man hat uns weismachen wollen, dass dies alles gratis sei, wo es in Wirklichkeit den Argentiniern Milliarden von Dollar kostete.“ Diejenigen, die sich das Gesetz zur Gebührenbegrenzung ausgedacht haben, seien die wahrhaft Verantwortlichen für die gegenwärtigen finanziellen Engpässe. In Richtung der einstigen Präsidentin Cristina Kirchner und ihrer Subventionspolitik sagte Laspina: „Sie hat uns diese Situation hinterlassen.“

			Energieminister Juan José Aranguren hatte bereits bei einer Pressekonferenz vom fernen Houston (USA) aus darauf hingewiesen, dass ein Zurückdrehen der Gebühren auf den Stand vor einem halben Jahr rund 6 Milliarden US-Dollar kosten würde.

			Dem Vorwurf des Regierungslagers, die Opposition verhalte sich demagogisch, entgegnete Máximo Kirchner, Der Sohn der Ex-Präsidentin und Abgeordnete der „Siegesfront“ (FPV): „Demagogie ist, im Präsidentschaftswahlkampf zu behaupten, dass es keine Gebührenerhöhung geben werde und es am Ende dann doch zu tun“, so Kirchner jun. in Erinnerung an Mauricio Macris Auftritte im Wahljahr 2015. Auch bei den Zwischenwahlen 2017 habe die Regierung die Bevölkerung in Sachen Gebühren erneut „belogen“.

			Graciela Camaño von der Erneuerungsfront (FR) wähnte hinter der Politik der Gebührenerhöhung „gewaltige Geschäftsinteressen“. Der Kongress habe die notwendige Autorität, die Bevölkerung zu schützen. Das, was die Regierung betreibe, sei „beschämend“. Die Bürger ertrügen so viele Lügen nicht länger.

			Die Regierung war in den letzten Tagen bemüht, zumindest Teile der Opposition zur Unterstützung für ihre Anstrengungen zu gewinnen, das Staatsdefizit zu reduzieren. So rief Kabinettschef Marcos Peña (Pro) mit Blick auf den Haushalt 2019 zu einer „großen Einigung“ auf. Macri erweiterte derweil seine politische Tischrunde um Vertreter seiner Koalitionspartner: Ernesto Sanz (UCR) und Fernando Sánchez (CC). Des Weiteren nehmen Macris Parteifreunde Innenminister Rogelio Frigerio und Emilio Monzó, der Präsident der Deputiertenkammer, ab sofort an den täglichen Treffen zur Koordinierung der Regierungspolitik teil. Bereits „Stammgäste“ der Runde sind neben dem Präsidenten und Kabinettschef Peña auch Vizepräsidentin Gabriela Michetti sowie die beiden Vizekabinettschefs Mario Quintana und Gustavo Lopetegui.
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			Die Woche in Argentinien

			WM-Spot sorgt für Kontroverse

			Vor der Fußballweltmeisterschaft in Russland hat ein Werbespot des hiesigen Sportsenders TyC eine Kontroverse ausgelöst. „Lieber russischer Präsident, wir haben gehört, dass in ihrem Land Liebesbekundungen zwischen Männern nicht erlaubt sind. Da haben wir ein Problem“, heißt es in dem Video. Es folgen Szenen von Fans, die sich auf den Tribünen in die Arme fallen und küssen sowie von nackten Spielern, die in der Kabine ihren Sieg feiern. „Herr Putin, wenn die Liebe zwischen Männern für Sie eine Krankheit ist, dann sind wir schwer krank. Und wissen Sie was? Es ist ansteckend“, sagt der Sprecher am Ende des Werbespots. In der russischen Gesellschaft ist Homosexualität noch immer ein Tabuthema. Aktivisten für die Rechte von Schwulen, Lesben, Bi- und Transsexuellen (LGBT) kritisierten das Video, für sie ist es nicht ernst genug. „Uns ist zu Ohren gekommen, dass Sie in Ihrem Kanal die schwere Lage der LGBT-Gemeinde in Russland banalisieren und die Vorurteile weiter verbreiten, die diese Gruppe stigmatisieren“, schrieb die Stiftung Huésped auf Twitter.

			Buenos Aires Unterstützung aus Berlin

			Die deutsche Bundesregierung unterstützt Argentinien in dessen aktueller Finanzkrise. Diese führte zuletzt dazu, dass Buenos Aires um Hilfe beim Internationalen Währungsfonds (IWF) bat. „Von deutscher Sicht her hat Argentinien wichtige Wirtschaftsreformen auf den Weg gebracht. Deutschland hat diesen Kurs immer unterstützt“, erklärte die Bundesregierung am Montag in einer Presseerklärung, die von der deutschen Botschaft in Buenos Aires verbreitet wurde. Argentinien wird dabei als „wichtiger Partner Deutschlands“ beschrieben, mit dem man durch eine „gute und enge Zusammenarbeit“ verbunden sei. Dies gelte sowohl auf bilateraler Ebene wie in multilateralen Foren. Argentinien übernahm Ende 2017 die G20-Präsidentschaft von Deutschland. Für die Vorbereitung des G20-Gipfels, der Ende November dieses Jahres in Buenos Aires stattfindet, gebe es eine intensive Kooperation zwischen beiden Ländern. Die Entscheidung, sich an den IWF zu wenden, bezeichnete die Bundesregierung als „eigene und souveräne Entscheidung“ Argentiniens. Die deutsche Regierung stehe in Kontakt zu beiden Seiten, heißt es in der Presseerklärung.

			Entschuldigung

			Ex-DAIA-Chef Ariel Cohen Sabban hat sich bei der Schauspielerin Esmeralda Mitre entschuldigt: „Ich möchte Sie aufrichtig um Verzeihung bitten für all die Angst und die Demütigungen, die Sie erlitten haben“, so der 49-jährige Geschäftsmann, der bis vor Kurzem an der Spitze des Dachverbands der jüdischen Organisationen in Argentinien stand. Er sei am Boden zerstört. Die Schauspielerin nahm die Entschuldigung an: „Für mich ist die Angelegenheit erledigt.“ Mitre hatte öffentlich gemacht, dass Cohen Sabban sich ihr auf unsittliche Weise genähert habe (wir berichteten). Zudem erklärte die Schauspielerin, der Funktionär habe ihr vorgeschlagen, mit 80.000 Dollar eine Bildungsreise für Studenten zu ehemaligen Konzentrationslagern in Deutschland zu finanzieren. Cohen Sabban und Mitre hatten sich getroffen, nachdem die Schauspielerin die Zahl von 6 Millionen im Holocaust ermordeter Juden infrage gestellt hatte. Der Vorstand der DAIA forderte Cohen Sabban angesichts der Vorwürfe zum Rücktritt auf. Den Vorsitz übernahm der bisherige Vize Alberto Indij. Der Vorstand erklärte, bis auf Weiteres im Amt zu bleiben.

			Hotels konfisziert

			Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ist offenbar kurz davor, ihre Hotels in El Calafate zu verlieren. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“. Bundesrichter Julián Ercolini verfügte jetzt die Sperrung von Vermögenswerten in Höhe von 800 Millionen Pesos gegen die einstige Staatschefin und deren Unternehmen „Hotesur“, zu der die Hotels „Alto Calafate“ und „Las Dunas“ gehören. Diese werden nun durch die Justiz zwangsverwaltet. Die Richterentscheidung erfolgte im Rahmen umfangreicher Ermittlungen, bei denen es um den Verdacht der Geldwäsche im großen Stil geht. So soll der mittlerweile in U-Haft sitzende Bauunterunternehmer Lázaro Báez als Gegenleistung für den Zuschlag für öffentliche Bauten Scheinbuchungen in den Hotels der Kirchners bezahlt haben. Im August dieses Jahres soll Cristina in einer mündlichen Gerichtsverhandlung zu den Vorwürfen Stellung nehmen.

			G20-Treffen

			Am kommenden Montag ist Buenos Aires einmal mehr in diesem Jahr Bühne der Weltpolitik: Im Rahmen der G20-Präsidentschaft ist die argentinische Hauptstadt Gastgeberin für ein Außenministertreffen der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer. Erwartet wird auch Deutschlands neuer Außenminister Heiko Maas (SPD). Bei der Konferenz im San Martín-Palast soll es um Themen wie internationale Zusammenarbeit im Zeichen der Globalisierung sowie Maßnahmen für eine gerechte und nachhaltige Entwicklung gehen: Zukunft der Arbeit, Ausbau der Infrastruktur und eine nachhaltige Ernährungspolitik stehen dabei auf der Agenda. Den Vorsitz der Konferenz hat Argentiniens Außenminister Jorge Faurie inne. (AT/mc)- Vor der Fußballweltmeisterschaft in Russland hat ein Werbespot des hiesigen Sportsenders TyC eine Kontroverse ausgelöst. „Lieber russischer Präsident, wir haben gehört, dass in ihrem Land Liebesbekundungen zwischen Männern nicht erlaubt sind. Da haben wir ein Problem“, heißt es in dem Video. Es folgen Szenen von Fans, die sich auf den Tribünen in die Arme fallen und küssen sowie von nackten Spielern, die in der Kabine ihren Sieg feiern. „Herr Putin, wenn die Liebe zwischen Männern für Sie eine Krankheit ist, dann sind wir schwer krank. Und wissen Sie was? Es ist ansteckend“, sagt der Sprecher am Ende des Werbespots. In der russischen Gesellschaft ist Homosexualität noch immer ein Tabuthema. Aktivisten für die Rechte von Schwulen, Lesben, Bi- und Transsexuellen (LGBT) kritisierten das Video, für sie ist es nicht ernst genug. „Uns ist zu Ohren gekommen, dass Sie in Ihrem Kanal die schwere Lage der LGBT-Gemeinde in Russland banalisieren und die Vorurteile weiter verbreiten, die diese Gruppe stigmatisieren“, schrieb die Stiftung Huésped auf Twitter. (dpa)
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			Ein Land der Widersprüche

			Von Juan E. Alemann

			Argentinien ist schwer zu verstehen. Das Land verfügt über enorme natürliche Ressourcen, über ein mildes Klima und hat eine gebildete Bevölkerung, fast ohne Analphabeten, mit einem relativ guten Gesundheitszustand, und mit einem hohen Anteil an gut ausgebildeten Menschen, was den Zugang zur Technologie erleichtert. Der allergrößte Teil der Bevölkerung stammt aus Europa und sollte die europäische Kultur prinzipiell beibehalten haben. Argentinier integrieren sich reibungslos in fortgeschrittene Gesellschaften ein, und erreichen dabei oft einen Status, der ihnen im eignen Land nicht möglich war.

			Argentinien hat schon im 19. Jahrhundert ein politisches System und eine Rechtsordnung aufgebaut, die nicht viel anders als in fortgeschrittenen Staaten ist. Während fast einem halben Jahrhundert hatte das Land eine stabile Währung und keine Inflation. Buenos Aires präsentiert sich wie eine europäische Großstadt, und die Bevölkerung ist im Grunde nicht viel anders als in Europa oder den Vereinigten Staaten. All dies hat hervorragende Wirtschaftler Anfang des 20. Jahrhunderts dazu geführt, eine Entwicklung zu prophezeien, wie die von Kanada und Australien. Und es führt immer wieder dazu, die argentinische Gesellschaft zu überschätzen und ihr Leistungen zuzumuten, für die sie nicht fähig ist.

			Die Wirklichkeit entspricht seit langem nicht den aufgeführten Gegebenheiten. Es ist das einzige Land der Welt mit einer so lang dauernden hohen Inflation. Es wächst zwar langfristig, aber viel weniger als es sein sollte und mit periodischen Krisen, die alles über den Haufen werfen. Argentinien weist eine hohe Armut auf und eine Schwarzwirtschaft, die über ein Drittel der Wirtschaftsleistung umfasst. Beides reimt sich nicht mit dem wirtschaftlichen Gesamtniveau des Landes zusammen. Der anormal hohe Anteil an Schwarzarbeitern und die hohe Steuerhinterziehung sind unvereinbar mit einer modernen Wirtschaft, wie sie Argentinien prinzipiell hat.

			Wenn Präsident Mauricio Macri jetzt von einer kulturellen Revolution spricht, so meint er im Grunde nichts anderes, als die Rückkehr zu einem Zustand, den Argentinien schon erreicht hatte, allerdings auch mit den Änderungen, die weltweit inzwischen eingetreten sind. Doch das fällt besonders schwer, weil die Gesellschaft inzwischen anders geworden ist. 

			Die Arbeitskultur, die die europäischen Einwanderer im 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts mit sich brachten, ist weg. Argentinien ist zu einer Gesellschaft geworden, die Renten sucht, also Einkommen ohne effektive Leistung. Das bietet die Politik mit Beschäftigung in der Staatsverwaltung, in den Parlamenten und auch in der Justiz. Der korporative Geist ist stets präsent: Jede Gruppe denkt an ihre Privilegien.

			Der Staat vergeudet Unsummen, was unter den Kirchner-Regierungen ins Extrem geführt wurde. Doch prinzipiell gab es das schon immer. Der Hafen von Buenos Aires wurde Ende des 19. Jahrhunderts zwei Mal gebaut. Es gab zwei Projekte, ein schlechtes von Ing. Madero, das zunächst vollzogen wurde und kurz danach aufgegeben werden musste, und ein gutes von Ing. Huergo, das erst danach durchgeführt wurde (“Puerto nuevo”) Dabei wurde doppelt so viel ausgegeben. Der Tunnel unter dem Paraná, der die Städte Santa Fé und Paraná verbindet, hat vier Mal so viel gekostet wie eine Brücke, die das Problem genau so gut gelöst hätte. Und ähnlich ist es bei den meisten großen öffentlichen Bauten. Der spanische Philosoph und Soziologe José Ortega y Gasset empfahl den Argentiniern anlässlich seines Argentinien-Aufenthalts Ende der 1930er Jahre, sich um die konkreten Themen zu kümmern, statt zu phantasieren. Wir würden dies heute als eine Empfehlung auslegen, endlich rationell und realistisch zu denken und zu handeln. (jea)
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			Im Blickfeld: Eigentor

			Von Magdalena Hechtel

			Wie tolerant die Deutschen sind, wenn es um ihre Fußballnationalspieler geht, konnte man 2016 beobachten. Der AfD-Parteivorsitzende Alexander Gauland hatte der FAZ gesagt: „Die Leute finden ihn als Fußballspieler gut. Aber sie wollen einen Boateng nicht als Nachbarn haben.“ Was folgte, war ein Sturm der Empörung. Boatengs tatsächliche Nachbarn im Münchner Nobelvorort Grünwald gaben an, dass er ein sehr ruhiger und höflicher Zeitgenosse sei. Der örtliche Getränkemarktbesitzer konnte seinen Stolz darüber kaum verbergen, den Deutschen mit ghanaischen Wurzeln zu seinem Kundenstamm zählen zu dürfen. Diese nicht repräsentativen Aussagen wurden schon bald von einer deutschlandweiten Umfrage bestätigt, in der nicht weniger als 94 Prozent der Bundesbürger angaben, Boateng gerne als Nachbar zu haben. Spätestens mit dieser Anekdote aus dem Sommer 2016 ist klar: Der Multikultikurs der Nationalmannschaft wird von einer breiten Masse der Gesellschaft mitgetragen. Nach der Diskussion von 2014, ob alle Spieler dazu verpflichtet werden sollten, die Nationalhymne vor einem Spiel mitzusingen, zeigt die „Nachbarschaftsaffäre“, was sich innnerhalb von zwei Jahren so alles zum Guten ändern kann. 

			Wiederum zwei Jahre später schicken sich nun zwei Nationalspieler an, diesen Trend zu stoppen. Mesut Özil und Ilkay Gündogan haben zumindest überrascht mit ihren Fotos, die sie mit dem türkischen Staatspräsidenten Recep Tayyip Erdogan zeigen. Sowohl Özil wie auch Gündogan wurden in Gelsenkirchen geboren, beide sind Einwandererkinder der dritten Generation. Niemand kann und niemand sollte es ihnen verdenken, dass ihnen die Herkunft ihrer Familie wichtig ist oder ihnen gar verbieten, ihre türkischen Wurzeln zu pflegen. Junge Frauen und Männer mit einem ähnlichen familiären Hintergrund gibt es in Deutschland viele. Und genau denen machen es Özil und Gündogan nun schwer. Vermutlich ging es den beiden nicht darum, irgendeine Art von Werbung oder Wahlkampf für den türkischen Staatschef zu betreiben, vorausschauend einkalkuliert, dass Erdogan die in einem Londoner Hotel entstandenen Bilder für seine Zwecke nutzen wird, haben sie aber auch nicht. 

			„Aus Respekt vor dem Amt des Präsidenten und unseren türkischen Wurzeln“, sagt Gündogan später, hätten sich Özil und er „für die Geste der Höflichkeit entschieden“. Man kann den beiden nun zu ihrer guten Erziehung gratulieren, gleichzeitig drängt sich aber die Frage auf, wann die beiden Herren zum letzten Mal Zeitung gelesen oder im Fernsehen Nachrichten verfolgt haben. Die Menschenrechtsverletzungen in der Türkei, die willkürlichen, unrechtmäßigen Verhaftungen von kritischen Journalisten wären ihnen so wohl nicht entgangen. Im Falle Gündogans kann man nur hoffen, dass er über die derzeitige Lage im Heimatland seiner Großeltern tatsächlich nicht ganz so genau Bescheid weiß, seine handgeschriebene Widmung „Für meinen verehrten Präsidenten - hochachtungsvoll“ wäre andernfalls schlicht makaber und eine Verspottung der Menschen, die unter den Machenschaften des Despoten Erdogan leiden. 

			Das Treffen von Özil und Gündogan war ein Fehler, für den die beiden Fußballprofis zu Recht von zahlreichen Politikern, darunter der Kanzlerin sowie dem Deutschen Fußballbund und dem Bundestrainer kritisiert wurden. Mit dem Satz „Fußball ist unser Leben und nicht die Politik“, hat sich Gündogan aber, um im Fußballjargon zu bleiben, ein bitteres Eigentor geschossen. Allein schon weil Fußballer, insbesondere vor einer anstehenden Weltmeisterschaft, im Fokus der Öffentlichkeit stehen, darf ein minimales Interesse und Wissen an politischem Weltgeschehen nicht zu viel verlangt sein. Die Zeiten, in denen von Fußballspielern allerhöchstens dümmliche Sprüche erwartet wurden, sind vorbei. Jeder A-Kader-Spieler wird im Umgang mit Medien geschult, was angesichts der Bedeutung der Nationalmannschaft auch richtig ist. Das Team repräsentiert die Bundesrepublik in der Welt. Gerade weil dem so ist, ist es wichtig, dass die Özils, Boatengs, Gündogans und Khediras Teil der Mannschaft sind. Sie stehen für eine große deutsche Bevölkerungsgruppe, die sich durch sie im Nationalteam wiedererkennen kann. Will die Nationalmannschaft ein Spiegelbild der deutschen Gesellschaft sein, braucht sie ebendiese Spieler. 

			Gerade deshalb haben Özil und Gündogan aber eben auch ein besonders hohes Maß an Verantwortung. Mit Vorfällen, wie dem von London, machen sie sich nicht nur selbst das Leben schwer, sondern auch denjenigen, die die selben Wurzeln haben wie sie. Viel zu oft werden Menschen mit ähnlichen Biografien wie Özil und Gündogan von gewissen Parteien und bestimmten Gruppierungen angefeindet und in eine Ecke mit demjenigen gedrängt, mit dem Özil und Gündogan nun für ein Foto posiert haben. Ihren größten, milde ausgedrückt, Skeptikern innerhalb der deutschen Gesellschaft derart Wasser auf die Mühlen zu gießen, ist nicht nur völlig unnötig sondern schlicht und ergreifend taktisch unklug. Dabei hat doch, wie der Fall Boateng zeigt, gerade die Nationalmannschaft das Potenzial dazu, ein Land zu einen, sich gemeinsam, ungeachtet von Herkunft und Hautfarbe, zu freuen und miteinander zu feiern. Diese ihm eigene Kraft zeigt, dass der Fußball eben nicht nur Fußball ist. In einer gewissen Art und Weise ist er immer, zumindest ein bisschen, politisch. 
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			Randglossen

			Der wirtschaftliche Wirbelsturm, der in der Vorwoche unerwartet eingesetzt hatte, dürfte seine politischen Nachwirkungen nicht verfehlen. Präsident Mauricio Macri muss sich bemühen, seine Koalition, genannt „Cambiemos“ (Verändern wir), bei der Stange halten, während die gespalteten Peronisten und die Gefolgsleute der zweimaligen Präsidentin Cristina Kirchner mit einer eigenen Partei genüsslich zuschauen, aber die bestehende Spaltung der Opposition beibehalten. Der Internationale Währungsfonds in Washington hat sich bereit erklärt, der argentinischen Regierung beizustehen, um das erschütterte Vertrauen der Investoren wieder zu normalisieren. Das wäre überflüssig gewesen ohne die plötzliche Kapitalflucht, mag aber dazu beigetragen haben, dass die Kapitalflucht abnahm, der Dollarkurs sich stabilisierte und die Krise abebbte. Unerwartete Vertrauenskrisen gefährden Macris Wiederwahl im kommenden Jahr.

			Vielleicht sollte man etwas Luft aus dem Ball lassen. Dass sich die deutschen Fußballnationalspieler Özil und Gündogan mit dem reichlich kontroversen türkischen Präsidenten Erdogan mitten in dessen Wahlkampf getroffen haben, war natürlich keine gute Idee. Emre Can, ebenfalls ein deutscher Nationalspieler mit türkischen Wurzeln, hat dankend abgelehnt. Aber das dürfte in etwa die Einstellung der Deutschtürken gegenüber dem selbsternannten Kalifen widerspiegeln. Ein breite Mehrheit von ihnen glaubt, dass er das Land wieder groß gemacht hat. Auf der anderen Seite drischt Erdogan mit der Nazi-Keule auf Deutschland ein, weil er mit Kritik nun gar nicht umgehen kann. Özil und Gündogan wollen eigentlich nur spielen, und darauf sollten sie sich auch beschränken.

			Nein, dafür kann er nichts oder zumindest fast nichts. Der israelische Fußballverein Beitar Jerusalem will sich künftig „Beitar Trump Jerusalem“ nennen und damit den US-Präsidenten Donald Trump ehren, der die Botschaft seines Landes von Tel Aviv nach Jerusalem verlegt hat. Trump wird damit nichts anfangen können, denn von Fußball versteht er noch weniger als von Politik. Auch sonst ist die Ehre eher zweifelhaft, denn Beitar ist der rassistischste Klub Israels. Die „Fans“ wünschen Arabern den Tod, bestehen auf der „Reinheit“ der Mannschaft und kühlen ihr Mütchen nach Niederlagen mit Angriffen auf Palästinenser. Trump Tower, Trump Hotel, Trump Uni - warum nicht auch Trump Jerusalem?
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			Starker Rückgang des Staatsdefizites

			Schatzminister Dujovne hat die Bekanntgabe der Zahlen über die Staatsfinanzen vom April um drei Tage vorverlegt, und sie am Dienstag bekanntgegeben, um Optimismus zu schaffen. Denn dabei gab er bekannt, dass das primäre Defizit interannuell um 44,6% und das echte Defizit (das als “finanziell” bezeichnet wird, und auch Zinsen enthält) um 11,3% gesunken ist. Zum 10. Monat in Folge lag die Zunahme der Einnahmen des Bundestaates über der Zunahme der  Ausgaben (ohne Zinsen). 

			Die Einnahmen des Bundestaates lagen im April mit $ 192,96 Mrd. um 20,9% über dem Vorjahr. Dabei stiegen die Steuereinnahmen nur um 13,6% auf $ 169,21 Mrd., was darauf zurückzuführen ist, dass es im Vorjahr außerordentliche Einnahmen wegen der Weißwaschung gab. Ohne dies wäre die Zunahme prozentual viel höher gewesen.

			Die primären Ausgaben (ohne Zinsen) lagen im April mit $ 203,31 Mrd. um 14,1% über dem Vorjahr, also weit unter der Inflation, die in dieser Periode bei 25,5% lag. Es gab somit eine reale Abnahme, die hauptsächlich auf einen Rückgang der Subventionen für öffentliche Dienste und Staatsunternehmen von 18% zurückzuführen ist. Doch die Kapitalausgaben (Staatsinvestitionen) nahmen auch ab, interannuell um 25%. Die Überweisungen an die Provinzen nahmen nominell nur um 10% zu. Indessen stiegen die Sozialausgaben um 30%, und dabei nahmen die Ausgaben für Pensionen und Hinterbliebenenrenten sogar um 31% zu, also über der Inflation. Die Sozialausgaben stellen 60% der primären Ausgaben dar. Die Zinsen auf die Staatsschuld stiegen im April gegenüber dem Vorjahr nur um 9,1%, was darauf zurückzuführen ist, dass weniger Zinszahlungen im April fällig wurden.

			In 4 Monaten 2018 ist das primäre Defizit gegenüber dem Vorjahr um 31% zurückgegangen, von $ 50 auf $ 41,34 Mrd. Doch die Zinslast stieg um 57%, von $ 59,64 auf $ 93,64 Mrd. Somit stieg das echte Defizit um 13%, von $ 119,65 auf $ 134,98 Mrd. 
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 24,79, gegen $ 23,13 eine Woche zuvor. Vorher war der Kurs auf über $ 25 gestiegen, bis die ZB bekanntgab, dass sie bereit sei, u$s 5 Mrd zu $ 25 zu verkaufen. Das Signal der ZB war so stark, dass sie am letzten Mittwoch keine Dollar verkaufen musste, um den Kurs unter $ 25 zu halten. Die Devisenreserven der ZB lagen bei u$s 52,43 Mrd. gegen u$s 57,01 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.4.19 bei $ 31,30, was einen Jahreszinssatz von 31,80% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 13,45%, womit der Rückgang von 5,76% der Vorwoche aufgeholt und noch ein Plussaldo erreicht wurde. Der Index liegt jetzt um 5,30% über Ende 2017.

			***

			Die argentinischen Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch eine allgemeine Hausse auf. Im Einzenen war die Entwicklung wie folgt: Argentina 2019: +0,50%; Argentina 2021: +0,79%; Argentina 2026: +3,93%; Argentina 2046: +2,54%; Bonar 2024: +2,80%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat am Mittwoch zu $ 599,58 pro Gramm gehandelt (Vorwoche; $ 555,91), und bei 24 Karat zu $ 971,03 ($ 900,34).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 14.5.18 um 34,54%, nachdem in 30 Tagen eine Zunahme von 4,48% eingesetzt hat. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in der gleichen Periode um 30,81%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen bei Banken stiegen in 12 Monaten zum 14.5.18 um 36,24% auf $ 2,28 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 50,28% auf $ 1,56 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 13,98% auf u$s 30,65 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 47,82% zu.

			***

			Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet im April eine Zunahme von 1,8%, und der Index der Baukosten nahm um 4,9% zu.

			***

			Seit dem 1. Oktober, als der Preis für Erdöl, und auch für Benzin, Dieselöl u.a. Erdölprodukte, dereguliert wurde und sich somit theoretisch an den internationalen Rohölpreis halten muss, stieg dessen Preis in Dollar um 41%, wobei dann noch die Abwertung von ca. 40% hinzukommt. Der Preis für Brent-Erdöl, das als Referenz genommen wird, schloss am Mittwoch bei u$s 79,28, mit Haussetendenz. Im Oktober lag er noch um die u$s 55. Der Preis für Benzin und Dieselöl wurde in Argentinien für 60 Tage eingefroren, so dass das Problem im Juli auftaucht. Bis dahin muss die Regierung eine Lösung finden, da die drastische Erhöhung, die gemäss dem geltenden System eintreten würde, ein gigantisches Problem schaffen würde.

			***

			Im April 2018 wurden 142.065 gebrauchte Automobile, Lastwagen und Kleinlaster verkauft, 14,25% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband CCA. In vier Monaten 2018 waren es 588.011 Einheiten, 10,57% über dem Vorjahr. Für jedes neue Kfz wurden somit im April 1,85 und in 4 Monaten 1,67 gebrauchte verkauft.

			***

			Die Regierung hat über die Agentur für die Verwaltung des Staatsvermögens (AABE) in der Vorwoche ein Grundstück von 3.900 qm zwischen den Straßen Madero und Antártida Argentina, schräg gegenüber dem Bahnhof von Retiro (auf dem sich eine Tankstelle von DASA befindet), für u$s 23,02 Mio. verkauft. Käufer war der BAP-Konzern, der von der brasilianischen Safra-Gruppe kontrolliert wird. Vorher hatte dieser Konzern schon ein daneben liegendes Grundstück für u$s 25 Mio. gekauft, das von einer Endstation der Omnibusse von Tienda Leon besetzt ist.

			***

			Pensionen, Hinterbliebenenrenten, Gnadenrenten, Kindergelder u.a. soziale Leistungen werden ab 1. Juni um 5,69% erhöht, teilte die ANSeS mit. Die Mindestpension steigt dabei auf $ 8.056,30. Es handelt sich um die zweite Erhöhung in diesem Jahr. Die vorangehende, vom März, betrug 5,71%, womit es insgesamt in diesem Jahr 11,73% sind. In diesem Jahr kommen dann noch zwei weitere Erhöhungen hinzu. Die Juni-Zulage betrifft 17,6 Mio. Personen, von denen 7 Mio. Rentner sind, 1,5 Mio. Gnadenrentner und 9.1 Mio. Empfänger von Familienhilfen, davon 4 Mio. Kindergelder. Das neue Gesetz über Wertberichtigung der Renten u.a. Sozialhilfen, vom Dezember 2017, sieht vor, dass 70% mit dem Index der Konsumentenpreise des INDEC und 30% mit dem RIPTE-Lohnindex des Arbeitsministeriums berichtigt wird. Dabei wird im Juni die Zunahme im 4. Quartal 2017 als Grundlage genommen.

			***

			Die Regierung hat beschlossen, zwei Kraftwerke der staatlichen Enarsa, die jetzt in Eibisa umgetauft wurde, zu verkaufen. Es handelt sich um die Wärmekraftwerke Brigadier Lopez und Ensenada Barragán.

			***

			Bundesrichter Javier Cosentino hat den Konkurs (“quiebra”) der Firma Oil Combustibles, von Cristóbal López und Fabián da Souza, erklärt. Jetzt werden Interessenten gesucht, die das Unternehmen ohne Schulden aber mit der Belegschaft übernehmen, und sich verpflichten, es zu betreiben. Mit dem Erlös des Verkaufs wird dann an erster Stelle die AFIP ausgezahlt, der die Firma an die $ 20 Mrd. schuldet.

			*** 

			5,57% des landwirtschaftlichen Bodens befindet sich in ausländischen Besitz, ergibt die Statistik des nationalen Registers des landwirtschaftlichen Bodens (RNTR). Es handelt sich um insgesamt 12,52 Mio. ha, von denen fast 3 Mio. auf Nordamerikaner, 2,1 Mio. auf Italiener, 1,8 Mio. auf Spanier, 840.000 ha auf Schweizer, 806.255 ha auf Chilenen, 645.000 ha auf Uruguayer, 480.764 ha auf Kanadier, 404.306 ha auf Franzosen und nur 259.858 ha auf Deutsche entfallen. 2 Mio. ha entfallen auf Personen, die sogenannte Steuerparadiese als Wohnort angeben. Der ausländische Bodenbesitz ist in Salta mit 1,72 Mio. ha am größten, gefolgt von Mendoza mit 1,37 Mio. ha, Santa Cruz mit 1,16 Mio. ha, Buenos Aires mit 907.307.309 ha, Catamarca mit 901.308 ha, San Juan mit 973.696 ha, Corrientes mit 688.593 ha, La Rioja mit 653.380 ha, Santiago del Estero mit 558.811 ha, Neuquén mit 5511.999 ha und weiteren Provinzen mit je unter 351.000 ha. Der allergrößte Teil des Besitzes bezieht sich auf Gegenden mit niedrigem Bodenwert, so dass der Anteil am Gesamtwert des landwirtschaftlichen Bodens stark sinkt und kaum über 2% betragen dürfte. Allerdings gibt es auch ausländischen Bodenbesitz über lokale Aktiengesellschaften, bei denen die Ausländer in der Minderheit sind und nicht im Register aufgenommen werden.

			***

			Die Gewerkschaft der Metallarbeiter (UOM) hat mit 5 Unternehmerverbänden dieser Industrie eine Lohnerhöhung von 18,5% vereinbart. Im April werden die Löhne um 6% und im Juli um 9% erhöht. Außerdem werden $ 4.000, die im Vorjahr ohne Soziallasten als Erhöhung gewährt wurden, jetzt von diesen erfasst, was eine zusätzliche Belastung von 2,6% darstellt. Die Zulage von 18,5% ist so gestaltet, dass sie für die niedrigeren Kategorien bis zu 24% steigt.

			***

			Die Bauaufträge in der Bundeshauptstadt lagen im April mit 422 Anträgen 60% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Architektenverband.

			***

			AFIP-Direktor Leandro Cuccioli, hat der Föderation der Berufsräte der Buchprüfer versichert, dass für die Zahlung von Steuerschulden längere Zahlungsfristen gewährt werden sollen, was in neuen Beschlüssen zum Ausdruck kommen werde. Außerdem gab er bekannt, dass das operative Siap-System, das sich auf Gewinnsteuer und die Vermögenssteuer bezieht, außer Kraft gesetzt werde. Das bedeutet auch, dass die eidesstattlichen Erklärungen beider Steuern im Juni separat eingereicht werden müssen. Cuccionli wies auch darauf hin, dass die AFIP an der Vereinfachung bestimmter Amtswege arbeite, wie Eintragungen, Rückgabe der MWst. an Exporteure, und Rückgabe des technischen Saldos an Fabrikanten von Kapitalgütern. 

			***

			Die geschlossene Eisenbahnwerkstatt Mechita, in Bragado, Provinz Buenos Aires, wurde wieder in Betrieb genommen und in Anwesenheit von Präsident Macri eingeweiht. Die Werkstatt gehört jetzt der russischen Firma Transmashholding, die sie schon instand gesetzt hat. Der Präsident des russischen Unternehmens, Andrei Bokarev, der zu diesem Anlass nach Argentinien reiste, bestätigte gegenüber Macri die vorgesehene Investition von E 170 Mio. für das lokale Eisenbahnsystem. Die Werkstatt Mechita ist über 100 Jahre alt und wurde 2011 geschlossen. 

			***

			Landwirtschaftsminister Luis Miguel Etchevehere hat in Japan ein Abkommen abgeschlossen, durch das dieses Land den Import von argentinischen Rind- und Schaffleisch aus Patagonien zulässt. Diese Gegend ist frei von Maul- und Klauenseuche, ohne Impfung. Letztes Jahr hat Japan gekühltes Rindfleisch ohne Knochen aus anderen Ländern für u$s 1,9 Mrd. importiert, und außerdem noch gefrorenes Rindfleisch für u$s 1,1 Mrd. Etchevehere hat auch über die Zulassung der Lieferungen von Brombeeren, Trauben und Kirschen verhandelt. Japan ist beim Import sehr protektionistisch, und wendet dabei allerlei Tricks an, die der WTO-Ordnung widersprechen. Schließlich wurde auch das Thema der Übertragung japanischer Technologie für Fischzucht angeschnitten. 

			***

			Das Fiskalabkommen zwischen dem Bundesstaat und den Provinzen, das im Dezember 2017 abgeschlossen wurde, zeigt schon konkrete Ergebnisse. Die Provinzen haben sich verpflichtet, die Diskriminierung gegenüber Waren aus anderen Provinzen bei der Bruttoumsatzsteuer abzuschaffen, was sie effektiv getan haben, und sie haben auch allgemein, diese Steuer selektiv gesenkt. Das Schatzministerium hat jetzt darauf hingewiesen, dass der Erlös der Bruttoumsatzsteuer im ganzen Land im Laufe des Jahres 2018 nominell gleich geblieben ist, also real abgenommen hat, während der Erlös der MwSt., der den Nettoumsatz der Wirtschaft umfasst, stark zugenommen hat. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Trotz der angespannten Sicherheitslage in Mexiko steuert das Land auf einen neuen Besucherrekord zu. Bereits im ersten Quartal kamen 10,6 Mio. ausländische Urlauber nach Mexiko, wie das Tourismusministerium am Sonntag mitteilte. Das waren 12,6% mehr als im Vorjahreszeitraum. Die Touristen brachten dem Land demnach Einnahmen von u$s 6,2 Mrd., 7,2% mehr als im ersten Quartal 2017. (dpa)

			***

			Die US-Firma Kellog’s hat ihre Fabrik in Venezuela geschlossen und dabei die Arbeitnehmer voll entschädigt. Diese wollen jetzt die Fabrik übernehmen und betreiben. Kellog’s konnte die Rohstoffe und bestimmte Teile ihrer Produkte nicht mehr importieren, und wies ausserdem Verluste auf. Die bestehende Hyperinflation schafft für Unternehmen im allgemeinen ein unlösbares Problem. Präsident Maduro wies auf ein Manöver der US-Firma hin, erklärte jedoch nicht, wie das lokale Unternehmen weiter tätig sein kann. Auf alle Fälle bedarf dies hoher Subventionen. Unter den Präsidenten Chávez und Maduro haben schon unzählige Unternehmen ihre Tätigkeit aufgegeben. Viele wurden enteignet, wie das Stahlwerk der Techint-Gruppe und die Zementfabriken, und dabei ging die Produktion auf ein Bruchteil zurück.

			***

			In Brasilien hat sich die Konjunktur abgekühlt. Der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit der ZB weist für das 1. Quartal 2018 einen Rückgang von 0,13% auf, und liegt im März um 0,74% unter Februar. Die Regierung hatte für ganz 2018 mit einer Zunahme des Bruttoinlandsprodukts von 3% gerechnet, die jetzt von der ZB auf 2,51% gesenkt wurde.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Nokia

			Die finnische Nokia, die einst in Argentinien führend auf dem Gebiet der Mobiltelefone war, und dann das Geschäft aufgegeben hat, kehrt zurück. Am 7. Juni will sie einige ihrer 16 Modelle wieder in Argentinien anbieten. Dabei wird der Präsident der finnischen Firma HMD Global, die die Lizenz für die Nokia-Telephone besitzt, Florian Seiche, anwesend sein. Letztes Jahr hat die Firma weltweit 69 Mio. Nokia-Mobiltelefone verkauft, von denen 85% sogenannte “low cost” Modelle sind. Der Import in Argentinien soll über die Firma Solnik, vom Etercore-Konzern, erfolgen, der schon Mobitelefone der Marke Hyundai in Feuerland montiert.

			Desdelsur

			Dieses Unternehmen der Provinz Salta, der größte Produzent und Exporteur von Gemüse des Landes, und auch der größte Erdnussproduzent des Nordwestens, hat einen Kredit der Rabobank von u$s 15 Mio. erhalten, mit dem die Produktion und der Umsatz verdoppelt werden sollen. Gegenwärtig beträgt der Umsatz umgerechnet u$s 70 Mio. im Jahr.

			Samsung

			Dieses südkoreanische Unternehmen weiht nächste Woche ihr erstes “Samsung house” in der Region ein, das in einem großen Lokal im Stadtviertel Palermo besteht (Straße Armenia, zwischen Honduras und El Salvador), in dem die Produkte der Firma ausgestellt und verkauft werden,  jedoch außerdem neue Technologien gezeigt werden, die sich auf die Verbindung der einzelnen Produkte beziehen. Es handelt sich um Mobiltelefone, Fernsehapparate, Luftkühlapparate, Waschmaschinen u.a.  Im 2. Stock des Hauses wird ein “intelligentes Heim” (smarthome) eingerichtet, mit 4D-Einrichtungen und Sälen für Kurse.

			YPF

			Dieses staatliche kontrollierte Erdölunternehmen hat in “El Bracho”, Provinz Tucumán, in Gemeinschaft mit General Electric (die mit 25% beteiligt ist), ein Wärmekraftwerk von 266 MW eingeweiht, das eine Investition von u$s 160 Mio. darstellt. Mit den zwei bestehenden Kraftwerken, die YPF in Tucumán betreibt, die eine Kapazität von  1.103 MW. haben, sind es jetzt 1.369 MW. YPF-Präsident Miguel Gutierrez erklärte anlässlich der Einweihung die Strategie, YPF in eine integrales Energieunternehmen umzuwandeln. Er wies darauf hin, dass YPF jährlich um die u$s 4 Mrd. in Erdöl- und Gasforschung- und Förderung investiere, und vorhabe, weitere u$s 2 Mrd. in thermischen Kraftwerken und solchen mit erneuerbaren Energien zu investieren.

			Axion & Jumbo-Disco

			Diese Unternehmen haben vereinbart, dass diejenigen, die Benzin oder Dieselöl bei Axion laden, oder bei Supermärkten von Jumbo und Disco Waren kaufen, Punkte bei ihrer Jumbo-Karte erhalten, die sie dann für Brennstoff- oder Warenkäufe bei den genannten Tankstellen und Supermärkten tauschen können. Die Karte für diesen Zweck kann bei den Tankstellen oder den Supermärkten bezogen werden.

			Galaxy Ressources

			Dieses australische Bergbauunternehmen hat bekanntgegeben, dass es die Investition zur Ausbeutung von Lithium in “Sal de vida”, in den Provinzen Salta und Catamarca, von u$s 370 auf u$s 474 Mio. erhöhen werde. Die letzte Faktibilitätsstudie der Firma ergibt für das Projekt einen Nettowert von u$s 1,48 Mrd., nachdem der Betrag 2016 auf nur u$s 1,04 Mrd. geschätzt worden war.
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			Die unvermeidliche Vertiefung der Krise

			Von Juan E. Alemann

			Die Krise, die vor drei Wochen eingetreten ist, mit einem Ansturm auf die ZB-Reserven, der schon um die u$s 10 Mrd. gekostet hat, mit einem Abwertungssprung, einer drastischen Zinserhöhung und einer allgemeinen Paralisierung der Wirtschaft, wurde zwar kurzfristig am Dienstag überwunden, besteht jedoch weiter, solange die strukturellen Grundprobleme nicht überwunden werden, oder zumindest eine glaubhafte Strategie in diesem Sinn eingesetzt wird. Mit den schon getroffenen Maßnahmen, nämlich der Einleitung der Verhandlungen mit dem Internationalen Währungsfonds, und dem guten Willen, den dieser und auch die US-Regierung gezeigt haben, und der geschickten Finanzstrategie, die die Regierung diese Woche vollzogen hat, ist nur vermieden worden, dass unmittelbar alles zusammenbricht. 

			Doch die wirkliche Krise, die in einer geringeren Wachstumsrate und eventuell einem BIP-Rückgang, sowie einem Inflationssprung zum Ausdruck gekommen ist, hat erst begonnen, und dürfte sich vertiefen. Das ist kaum zu vermeiden, muss jedoch als Chance genutzt werden, um die Maßnahmen zu ergreifen, ohne die die strukturelle Krise nicht überwunden werden kann. Das allgemeine Bewusstsein der Krise, und die Angst vor einer Vertiefung, geben dem Präsidenten gegenüber den Politikern und auch den Gewerkschaften eine starke Stellung, und erlauben ihm, Maßnahmen zu ergreifen, die sonst auf grossen Widerstand stossen würden. Jetzt oder nie. Ist sich Macri dessen bewusst? 

			Am Freitag der Vorwoche, als die Verhandlungen mit dem IWF schon begonnen hatten, setzten besonders hohe Dollarkäufe ein, und der Kurs überstieg $ 24 pro Dollar. Die ZB musste u$s 1,1 Mrd. am Markt verkaufen, um ihn zu drücken. Die Kurshausse ging dann am Montag und Dienstag weiter, und der Kurs stieg auf über $ 25, bis die ZB bekanntgab, dass sie bis zu u$s 5 Mrd. verkaufen werde, damit der Kurs nicht uber $ 25 pro Dollar steigt. Die ZB war dabei erfolgreich, und der Wechselkurs sank unter $ 25. Indessen hätte die ZB schon bei $ 23 bekanntgeben sollen, dass sie keine weitere Kurserhöhung zulassen werde. Die Wirkung wäre die gleiche gewesen, weil niemand gegen eine ZB spekuliert, die bereit ist, einen so hohen Betrag zu opfern. Doch die Inflationswirkung wäre auf alle Fälle bei $ 23 geringer als bei $ 25 gewesen. 

			Außerdem wurden am Freitag etwa $ 50 Mrd. von lokalen Investmentfonds abgezogen, deren Portefeuille weitgehend aus Lebac bestand. Die Skepsis gegenüber dem Erfolg der Regierung, um den Ansturm auf die Devisenreserven einzudämmen und zur Normalität zurückzukehren war offensichtlich enorm. 

			Es ist ein Fehler, wenn versucht wird, die Krise in ihrer Bedeutung zu bagatellisieren und den Eindruck zu vermitteln, dass sie schon überwunden ist. Die Gefahr, dass sich die Krise der letzten Wochen wiederholt, noch viel schlimmer werden kann, und diese Möglichkeit auf alle Fälle das Wachstum der Wirtschaft stark behindert, muss lebendig bleiben, um zu erreichen, dass die Politiker und auch die Gesellschaft im allgemeinen harte Maßnahmen hinnehmen. Arbeitsminister Jorge Triaca war schlecht beraten, als er darauf  hinwies, dass angesichts der neuen Lage jetzt eine Revision der Arbeitsverträge komme, um den Reallohn zu erhalten. Genau das ist in dieser Krise auch nicht möglich, und sollte daher von vorneherein nicht versprochen werden. Der Minister hätte sagen sollen, dass es der Regierung darum geht, die Beschäftigung so weit wie möglich zu erhalten, und die Inflation wieder in den Griff zu bekommen, und zu diesem Zweck auch Kostenerhöhungen vermieden werden müssen, die von der Lohnseite kommen. Um nicht kurzfristig weiter abwerten zu müssen, ist es notwendig, dass die Löhne, in Dollar bemessen, zurückkgehen. Das ist faktisch schon so.

			Ebenfalls war es ein Fehler von Präsident Macri, den Gouverneuren bei einer Zusammenkunft am Donnerstag der Vorwoche zu versprechen, dass die vorgesehenen Infrastrukturinvestitionen nicht angetastet werden. Er hätte ihnen nahelegen müssen, dass sie die einzelnen Investitionsobjekte revidieren, vor allem die, die nicht weit fortgeschritten sind, und bei neuen Projekten auf das System der öffentich-privaten Zusammenarbeit übergehen. Und außerdem hätte er ihnen sagen müssen, dass sie die Belegschaft ihrer Verwaltungen verringern müssen, und nicht, wie vor kurzem vereinbart worden war, “nur” im gleichen Verhältnis wie die Bevölkerungszunahme erhöhen. Genau genommen, haben Provinzverwaltungen und Gemeinden im allgemeinen mindestens doppelt so viele Angestellte wie sie brauchen.

			Bei den Verhandlungen mit dem IWF werden zunächst die Zahlen des Haushaltes untersucht, und dabei die Möglichkeiten der Ausgabenverringerungen geprüft. Und dann werden voraussichtliche Kürzungen auf dem Papier vorgenommen, die vorerst nur gute Absichten sind, die auf allgemeine Skepsis stoßen. Wobei auch davon die Rede ist, dass dieses Jahr alles bleibt, wie es vorgesehen war, und die Ausgabenverringerungen erst nächstes Jahr erfolgen sollen. Das ist ein verheerendes Signal. Wer dies sagt, hat offensichtlich die Natur und die Tiefe der Krise nicht begriffen. Es müssen sofort schwierige konkrete Entscheidungen getroffen werden, die sich effektiv auswirken, so dass auch die Wirtschaftswelt und die Politiker verstehen, dass es jetzt mit dem neuen Kurs ernst gemeint ist.

			Der tiefere Grund der Krise ist allgemein bekannt: das Bestehen der hohen Zwillingsdefizite. Das Defizit der Staatsfinanzen muss kurzfristig stark verringert werden. Ob es mit Zinsen um die 6% des Bruttoinlandsproduktes liegt, wie es offiziell zugegeben wird, oder bei 8% und mehr sind, wie es private Wirtschaftler berechnen, ist im Grunde nicht so wichtig. Auf alle Fälle muss es kurzfristig um über 2 Prozentpunkte verringert werden. Und dann kommt noch das Defizit der Leistungsbilanz hinzu, das dieses Jahr auf über u$s 30 Mrd. zusteuert, das von der Regierung ignoriert wird. 

			Gewiss kann ein Abkommen mit dem IWF verhindern, dass das Defizit schon dieses und nächstes Jahr nicht finanziert werden kann. Aber gleichzeitig müssen Maßnahmen getroffen werden, um es zu verringern, wie wir sie mehrmals vorgeschlagen haben, so dass das Problem in den kommenden Jahren nicht mehr besteht und die IWF-Kredite zurückgezahlt werden können. Es sind Maßnahmen notwendig, die wie eine Bombe einschlagen und auf dem Finanzmarkt als Wille der Regierung wahrgenommen werden, den Grundproblemen der argentinischen Wirtschaft wirksam zu begegnen. Und dabei muss auch die Kapitalflucht eingedämmt werden.

			An erster Stelle muss bestimmt werden, dass die Verringerung der Belegschaft des Staates, die durch Pensionierung, Rücktritt, begründete Entlassungen, Tod und schwere Erkrankungen erfolgt, nicht durch neue Ernennungen ausgeglichen wird. Diese sogenannte Einfrierung der staatlichen Beschäftigung muss auch bei den Gliedstaaten erfolgen. Dabei ginge dann die Belegschaft um gut 3% jährlich zurück. Als zweites müssen dann die Gehaltserhöhungen im öffentlichen Bereich auf 10% pro Jahr beschränkt werden (eventuell mit Ausnahmen bei Beamten, die wenig verdienen, sowie bestimmten Sonderfällen), eben weil diese Löhne und Gehälter über denen der Privatwirtschaft liegen, was vor einem Jahrezehnt nicht der Fall war und auch weltweit nicht die Regel ist. Besonders bei der Justiz ist dies notwendig.

			Dann müssen auch die Staatsinvestitionen gekürzt werden. Wir bestehen an dieser Stelle stets darauf, dass per sofort das Kohlenbergwerk von Rio Turbio endgültig stillegelegt werden muss, und dabei versucht werden muss, die Belegschaft auf den Bau der zwei Wasserkraftwerke am Fluss Santa Cruz zu verlegen. Das Kraftwerk muss demontiert und woanders aufgestellt werden, weil es in Rio Turbio keinen Sinn hätte. Auch das schafft zunächst Beschäftigung. Gleichzeitig muss das Projekt des Baus der U-Bahn unter der Sarmiento-Vororteisenbahn (vom Bahnhof Once bis zum Vorort Haedo) aufgegeben und durch Unterführungen bei den Bahnkreuzeugen ersetzt werden. Mit diesen zwei Entscheidungen würden alle begreifen, dass die neue Politik ernst gemeint ist, was auch die Haltung von Unternehmern ändert. Mauricio Macri würde dabei das Profil eines mutigen und starken Staatsmannes erhalten, das er dringend benötigt, um die Krise meistern zu können. 

			Und dann muss auch deutlich gesagt werden, dass andere unnötige Projekte gestrichen werden, wie die unterirdische  Verbindung der Endstationen der Eisenbahn (Retiro, Constitución und Once) und die Verlegung der Nordausfahrt der Avenda 9 de Julio. Der Katalog der absurden, unnötigen oder nicht prioritären Infrastrukturinvestitionen ist gewiss noch grösser. Was diese Investitionen betrifft, sollte auch ein Amt geschaffen werden, geleitet von hervorragenden Fachleuten, das die einzelnen Projekte gründlich prüft, sie verbessert und dann ihre Priorität bestimmt. Das spart langfristig viel Geld, ganz besonders wenn außerdem bei jedem Projekt die Finanzierung von vorneherein gesichert ist.

			All dies würde, abgesehen von der konkreten Wirkung auf die Staatsfinanzen, ein klares Signal sein, dass es mit der Sanierung der Staatsfinanzen ernst gemeint ist. Wenn gleichzeitig Entscheidungen getroffen werden, die das Defizit der Leistungsbilanz und die Kapitalflucht betreffen, dann kann erreicht werden, dass der neue Kurs der Regierung glaubwürdig ist, so dass die Wirtschaftswelt und auch die Gesellschaft in diesem Sinn handeln, und dadurch das Wachstum mit herbeiführen. Dann könnte die Regierung mit ihrem Gradualismus weiterfahren, der in vielen Maßnahmen besteht, die schrittweise im Zuge der Rationalisierung und Modernisierung der Wirtschaft unternommen werden.
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			Das Lebac-Problem wurde kurzfristig gelöst

			Von Juan E. Alemann

			Die Lebac (“Letras del Banco Central”) sind Wechsel, die die ZB ausgibt, um die monetäre Expansion zu neutralisieren, die durch das Staatsdefizit, die Reservenerhöhung und die Ausweitung des Bankkredites (über die Depositen hinaus) entsteht. Die ZB hat sich unter der Leitung von Federico Sturzenegger zum Ziel gesetzt, die Nettoexpansion, bezogen auf die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen beider ZB) unter 30% jährlich zu halten, und hat in diesem Sinn den notwendigen Lebac-Betrag untergebracht. Dabei musste die ZB immer mehr kurzfristige Lebac unterbringen, weil die Nachfrage sich auf dieses Segment konzentrierte, was ein Misstrauen in die langfristige Entwicklung zum Ausdruck bringt und sehr gefährlich ist, weil dann der Lebac-Betrag, der wöchentlich erneuert werden muss, gefährlich zunimmt. Genau  dieses Problem ist diese Woche aufgetreten.

			Am Dienstag verfielen Lebac für nominell $ 616 Mrd., etwa die Hälfte des gesamten Bestandes. Die Offerten betrugen $ 630 Mrd., von denen $ 620,93 zugeteilt wurden, womit der Lebac-Bestand sogar um $ 5,05 Mrd. erhöht werden konnte. Doch vom Gesamtbetrag entfielen $ 403 Mrd. (65%) auf Lebac auf 36 Tage, für die ein Zinssatz von 40% bezahlt wird. Das bedeutet, dass das Problem in knapp über einem Monat erneut aufkommt, und zwar in höherem Umfang.  Obwohl die verfallenen Lebac erneuert wurden, setzte eine monetäre Expansion von $ 76,06 Mrd. ein, die Zinszahlungen auf Lebac zurückzuführen ist. Die Zinslast der Lebac ist keine Kleinigkeit: wenn der Zinssatz bei 40% verbleibt, werden es bald über $ 500 Mrd. jährlich sein (umgerechnet über u$s 20 Mrd.)

			Der größte Teil der Lebac befindet sich in Händen von Banken, dem ANSeS-Rentnerfonds, und Versicherungsgesellschaften. Nur 5% entfallen auf private Anleger, zum Teil lokale und zum Teil ausländische. Dass die staatlichen Stellen und Banken die Lebac erneuert haben ist selbstverständlich. Doch auch Privatbanken haben ihre Lebac erneuert, weil sie auch interessiert sind, dass die Krise sich nicht vertieft.

			Doch außerdem hat das Finanzministerium am gleichen Tag, dem Dienstag, Schatzscheine in Pesos für $ 73,25 Mrd. (umgerechnet ca. u$s 3 Mrd.), benannt BOTE (“Bonos del Tesoro”)  ausgegeben, davon $ 36,38 Mrd. mit Verfall im Jahr 2023 zu 19% jährlich und $ 38,15 Mrd. mit Verfall 2026 zu 20%. Am gleichen Tag wurde bekannt, dass zwei große US-Investmentfonds, BlackRock und Templeton, diese BOTE (oder einen Teil derselben) gekauft hatten. Dies war ein klares Vertrauenszeichen, wobei man annehmen kann, dass Finanzminister Luis Caputo mit den Leitern dieser Fonds gesprochen hat. Was er ihnen sonst versprochen hat, weiß man nicht. Denn die Fonds gehen ein Risiko wie dieses nicht leichtfertig ein.

			Caputo hat die Gefahr einer Krise am Devisenmarkt schon lange erfasst und dann in der Vorwoche auch Macri überzeugt, ein Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds einzuleiten. Der Finanzminister hat schon Anfang des Jahres, als noch Ruhe herrschte, Dollarkredite für u$s 9 Mrd. aufgenommen, und dann noch Staatspapiere in Pesos auf dem lokalen Markt untergebracht, so dass er den staatlichen Finanzbedarf für dieses Jahr zu über 80% gedeckt hatte. Jetzt hat er in vollständig gedeckt, und braucht, wie er sagte, im Jahr 2019 keine weiteren Mittel auf dem Finanzmarkt aufzunehmen. Das ist sehr wichtig, weil 2019 ein Wahljahr ist, das mit Turbulenzen begleitet zu sein pflegt. Caputo hat sich als ein Finanzminister von Format erwiesen. 

			Der Zinssatz von 40%, der für die Lebac bezahlt wurde, ist auf Dauer unhaltbar, nicht nur wegen der finanziellen Belastung, die er mit sich bringt, Doch wenn der Satz bei den kommenden Lebac-Ausschreibungen niedriger angesetzt wird, dann wird voraussichtlich nicht der ganze Betrag der Lebac, die wöchentlich verfallen, erneuert werden können. Damit die Rechnung vom monetären Standpunkt aufgeht, müsste das Schatzamt weiter Wertpapiere ausgeben (BOTE oder andere). In letzter Zeit ist es schon gelungen, Schatzscheine in Dollar zu Zinsen von leicht über 3% am lokalen Markt unterzubringen, also bedeutend weniger, als bei Unterbringungen auf dem internationalen Markt gezahlt wurde. Die Aufnahme lokaler Dollarguthaben ist noch lange nicht erschöpft, wobei den Sparern unterschwellig versichert werden muss, dass das Steueramt nicht fordern wird, dass sie den Usprung ihrer Dollar erklären. 

			Die Regierung ist sich jetzt bewusst, dass sie sich darum kümmern muss, dass sich die Krise nicht kurzfristig wiederholt. Dazu soll auch das Abkommen mit dem IWF beitragen, bei dem es grundsätzlich darum geht, den Gläubigern die Sicherheit zu geben, dass es keinen Default geben wird, eben weil der IWF im Notfall einspringt. Aber gleichzeitig muss das Staatsdefizit gesenkt werden. In diesem Sinn ist es auch wichtig, dass der Schatzminister am Dienstag ankündigen konnte, dass das primäre Defizit im April im interannuellen Vergleich um 44,6% zurückgegangen ist, und das echte, als finanziell bezeichnete Defizit (das auch Zinsen einschließt), um 11,3% gefallen ist.
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			Die Inflation bleibt hoch

			Von Juan E. Alemann

			Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC), mit dem die Inflation gemessen wird, wies im April 2018 eine Zunahme von 2,7% aus, womit sie in 4 Monaten schon 9,6% erreichte. In 12 Monaten betrug die Zunahme 25,5%. Die Monatsinflation, die bis März durchschnittlich 2,1% betrug, stieg im April auf 2,3%. Es besteht kein Zweifel, dass das Inflationsziel von 15% für das ganze Jahr übertroffen wird. Doch auch 20% bis 22%, wie es bisher vorwegegenommen wurde, erscheinen kaum möglich. Es besteht sogar die Gefahr, dass die Vorjahreszunahme von 24,8% übertroffen wird, womit die These der Regierung, dass es im Wesen auf die abnehmende Tendenz ankomme, auch nicht mehr haltbar wäre.

			Im April stiegen die Ausgaben für Wohnung und damit verbundene öffentliche Dienste (Strom, Gas und Wasser) um 8%. Der Transport stieg um 4%. Die hohe Zunahme des Indices ist somit im Wesen auf die Tariferhöhung bei öffentlichen Diensten zurückzuführen. Die Zunahme war auch bei Bekleidung mit 4% hoch, was auf den Saisonwechsel zurückzuführen ist. Bei Lebensmitteln und nicht alkoholischen Getränken betrug die Zunahme 1,2%, und bei den anderen Sparten war sie ebenfalls gering, mit Ausnahme von Restaurants und Hotels, wo eine Zunahme von 2,3% einsetzte.

			Im April lag die Kerninflation, bei der öffentliche Dienste u.a. staatlich festgesetzte Preise ausgenommen werden, bei 2,1%, also weit unter der allgemeinen Indexzunahme. Das ist der normale Zustand, der jedoch im März ausnahmsweise nicht eingehalten wurde. Es ist wichtig, dass der Begriff der Kerninflation gut verstanden wird. Denn es geht der Regierung schließlich um zwei entgegengesetzte Ziele, nämlich die Inflation zu senken und gleichzeitig die Tarife öffentlicher Dienste real zu erhöhen, was eine Änderung der relativen Preise bedeutet. Deshalb sollte die Regierung auch darauf bestehen, dass bei der Lohndiskussion der Index der Kerninflation als Grundlage genommen wird.

			Schatzminister Nicolás Dujovne bestand am Dienstag auf der These der abnehmenden Inflation, und stellte niedrigere Monatszunahmen ab April in Aussicht. Es ist begreiflich, dass der in dieser Angelegenheit wichtigste Regierungssprecher ein optimistisches Zukunftsbild vermittelt. Doch objektiv gesehen sieht die Entwicklung nicht günstig aus. An erster Stelle wirkt sich die Abwertung von über 25% der letzten Wochen aus, die kurzfristig weitgehend auf die Preise übertragen wird. Und dann kommen noch Tariferhöhungen bei öffentlichen Diensten hinzu. Auch wenn die Zunahmen ab jetzt nur die allgemeine Inflation ausgleichen, bedeutet dies, dass sie sich weiter auf den Preisindex auswirken. 

			Und schließlich kommt dann noch die Wirkung von Lohnerhöhungen hinzu. Die Regierung hat zwar dieses Jahr keine volle Indexierung vorgesehen, wie sie in Vorjahren angewendet wurde, sondern nur eine Revision, was erlaubt, weniger zu geben. Doch nachdem die effektiven Preiszunahmen weit über den Lohnerhöhungen von 15% liegen werden, die in vielen Fällen vereinbart worden sind, ist auf alle Fälle mit einer Zulage zu rechnen, die sich schließlich auch auf die Preise überträgt. 

			Auf der anderen Seite wirkt die rezessive Tendenz, die bei der jüngsten Krise eingetreten ist, gegen Preiserhöhungen. Doch die Regierung ist nicht bereit, zuzulassen, dass eine tiefe Rezession eintritt. Sie steuert weiterhin auf Wachstumskurs, nicht mehr mit einer BIP-Zunahme von 3% und mehr in diesem Jahr, sondern auf 2% und eventuell weniger. Und dabei wird die Inflation eben kaum gebremst. Das Inflationsproblem ist jetzt wieder akut geworden, und die Regierung wird es bei der Wirtschaftspolitik stärker berücksichtigen müssen. Was sie dabei konkret unternehmen wird, weiß man vorerst nicht.

			 

			 

		

	